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hinweg, in Übereinstimmung mit den anwendbaren Rechts-
vorschriften strafrechtlich zu verfolgen;

9. fordert die Staaten auf, die Frage der internationalen
Migration auf dem Weg der Zusammenarbeit und des Dialogs
auf internationaler, regionaler oder bilateraler Ebene und mit-
tels eines umfassenden und ausgewogenen Ansatzes anzuge-
hen und dabei die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Her-
kunfts-, Transit- und Zielländer bei der Förderung und dem
Schutz der Menschenrechte von Migranten anzuerkennen und
Ansätze zu vermeiden, die die prekäre Situation von Migran-
ten verschlimmern könnten;

10. verurteilt nachdrücklich die gegen Migranten gerich-
teten Erscheinungsformen und Akte von Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz sowie die häufig auf sie angewandten
Klischees, namentlich auf Grund der Religion oder der Welt-
anschauung, und fordert die Staaten eindringlich auf, die be-
stehenden Gesetze anzuwenden, wenn es zu fremdenfeindli-
chen oder intoleranten Handlungen, Vorkommnissen oder Äu-
ßerungen gegen Migranten kommt, um der Straflosigkeit für
diejenigen, die fremdenfeindliche und rassistische Handlun-
gen begehen, ein Ende zu setzen;

11. ersucht alle Staaten, im Einklang mit ihren inner-
staatlichen Rechtsvorschriften und den anwendbaren völker-
rechtlichen Übereinkünften, deren Vertragspartei sie sind, das
Arbeitsrecht wirksam durchzusetzen, indem sie namentlich
gegen arbeitsrechtliche Verstöße vorgehen, die die Arbeitsbe-
ziehungen und Arbeitsbedingungen von Wanderarbeitneh-
mern betreffen, unter anderem ihre Entlohnung, die Gesund-
heits- und Sicherheitsbedingungen am Arbeitsplatz und das
Recht auf Vereinigungsfreiheit; 

12. legt allen Staaten nahe, im Einklang mit den gelten-
den Rechtsvorschriften etwaige Hindernisse zu beseitigen, die
den sicheren, uneingeschränkten und zügigen Transfer von
Geldüberweisungen von Migranten in ihr Herkunfts- oder je-
des andere Land verhindern, und gegebenenfalls Maßnahmen
zur Lösung aller sonstigen Probleme zu erwägen, die einen sol-
chen Transfer möglicherweise behindern;

13. begrüßt die von einigen Ländern verabschiedeten
Einwanderungsprogramme, die Migranten die volle Integra-
tion in die Aufnahmeländer ermöglichen, die Familienzusam-
menführung erleichtern und ein harmonisches, tolerantes und
respektvolles Umfeld fördern, und legt den Staaten nahe, die
Möglichkeit der Annahme derartiger Programme in Erwägung
zu ziehen;

14. ersucht die Mitgliedstaaten, das System der Verein-
ten Nationen, die internationalen Organisationen, die Zivilge-
sellschaft und alle maßgeblichen Interessenträger, insbeson-
dere die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte und den Sonderberichterstatter über die Men-
schenrechte von Migranten, dafür Sorge zu tragen, dass der
Gesichtspunkt der Menschenrechte von Migranten in die
Schwerpunktbereiche der derzeit im System der Vereinten Na-
tionen geführten Diskussionen über internationale Migration
und Entwicklung einbezogen wird, eingedenk der Erörterun-

gen im Rahmen des Dialogs auf hoher Ebene über internatio-
nale Migration und Entwicklung, der gemäß Resolution
58/208 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003 ab-
gehalten wurde;

15. ersucht den Generalsekretär, auf ihrer zweiundsech-
zigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution Be-
richt zu erstatten, und beschließt, die Frage unter dem Punkt
„Schutz und Förderung der Menschenrechte“ weiter zu prüfen. 

RESOLUTION 61/166

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 86 Stimmen bei 64 Gegenstimmen und 26 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)292:

Dafür: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Darussalam, China,
Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Guinea, Guinea-Bissau, Hai-
ti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Kambodscha, Kasach-
stan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger, Oman, Pakistan,
Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, São Tomé und Príncipe,
Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka, St. Lu-
cia, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Ta-
dschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Tuvalu, Usbekistan,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam, Zen-
tralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Israel, Ita-
lien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mal-
ta, Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Mo-
naco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau,
Panama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Samoa, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Re-
publik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Antigua und Barbuda, Armenien, Äthiopien, Bahamas, Bar-
bados, Brasilien, Burundi, Costa Rica, Dominica, Dschibuti, Fidschi, Ghana,
Guyana, Jamaika, Jordanien, Madagaskar, Malawi, Mauritius, Nigeria, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Salomonen, Somalia, Uganda, Vanuatu, Vereinigte Re-
publik Tansania.

61/166. Förderung eines ausgewogenen und auf gegensei-
tiger Achtung beruhenden Dialogs über die Men-
schenrechte 

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Men-

292 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Belarus, Benin, China, Demokratische
Volksrepublik Korea, Guinea-Bissau, Indonesien, Iran (Islamische Re-
publik), Kuba, Russische Föderation, Simbabwe, Sudan, Usbekistan, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik) und Vietnam.
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schenrechte293, der Erklärung und des Aktionsprogramms von
Wien294, der Internationalen Menschenrechtspakte295 und an-
derer einschlägiger Menschenrechtsübereinkünfte,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig
und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind, dass die internationale Gemeinschaft die Men-
schenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise, auf der-
selben Grundlage und mit demselben Nachdruck behandeln
muss und dass die Bedeutung nationaler und regionaler Be-
sonderheiten und unterschiedlicher historischer, kultureller
und religiöser Voraussetzungen im Auge zu behalten ist,

betonend, wie wichtig es ist, freundschaftliche, auf der
Achtung des Grundsatzes der Gleichberechtigung und der
Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwi-
schen den Nationen zu entwickeln und eine internationale Zu-
sammenarbeit zur Förderung und Festigung der Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle herbeizuführen,

hervorhebend, dass es im Einklang mit der Charta Aufgabe
aller Staaten ist, die Menschenrechte und Grundfreiheiten für
alle ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfar-
be, Geschlecht, Sprache oder Religion, politischer oder son-
stiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermö-
gen, Geburt oder sonstigem Stand, zu achten,

eingedenk der Resolution 60/251 der Generalversamm-
lung vom 15. März 2006 mit dem Titel „Menschenrechtsrat“,
insbesondere ihres Beschlusses, dass der Rat in einer die Er-
fassung aller Staaten und ihre gleiche Behandlung gewährlei-
stenden Weise eine universelle, regelmäßige Überprüfung
durchführen soll, sowie des Beschlusses des Rates, eine inter-
sessionale offene zwischenstaatliche Arbeitsgruppe einzuset-
zen, die den Auftrag hat, auf der Grundlage eines interaktiven
Dialogs sowie objektiver und zuverlässiger Angaben die Mo-
dalitäten des Mechanismus zur universellen regelmäßigen
Überprüfung auszuarbeiten296,

unter Hinweis darauf, dass die Generalversammlung Emp-
fehlungen abgibt, deren Ziel es ist, die internationale Zusam-
menarbeit auf wirtschaftlichem, sozialem und kulturellem Ge-
biet sowie im Bereich der Bildung und der Gesundheit zu för-
dern und zur Verwirklichung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten für alle, ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht,
Sprache oder Religion, beizutragen,

in der Erkenntnis, dass politisch motivierte und auf Vor-
eingenommenheit gestützte Resolutionen zur Menschen-
rechtssituation in bestimmten Ländern die Grundsätze der Ob-
jektivität und Nichtselektivität bei der Behandlung von Men-
schenrechtsfragen in schwerwiegender Weise untergraben
und dem Anliegen der Förderung der Menschenrechte zuwi-
derlaufen,

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die in-
ternationale Zusammenarbeit zur Förderung und Festigung
der Achtung der Menschenrechte weiter zu stärken, um den
Dialog und die Verständigung zwischen den Zivilisationen,
Kulturen und Religionen zu vertiefen und zu erweitern; 

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich im Hinblick auf
den Ausbau des internationalen Dialogs über Menschenrechte
auf die Charta der Vereinten Nationen, die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte293, die Erklärung und das Aktions-
programm von Wien294 und andere einschlägige internationale
Menschenrechtsübereinkünfte zu stützen und Vorgehenswei-
sen zu unterlassen, die mit diesem internationalen Rahmen-
werk unvereinbar sind;

3. erklärt erneut, dass die Förderung und der Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten als legitime Anliegen
der Weltgemeinschaft und der Ausbau des internationalen
Dialogs über die Menschenrechte von den Grundsätzen der
Universalität, der Nichtselektivität, der Unparteilichkeit und
der Objektivität geleitet sein und nicht in den Dienst politi-
scher Ziele gestellt werden sollten;

4. betont, dass politisch motivierte und auf Voreinge-
nommenheit gestützte Resolutionen über die Menschenrechts-
situation in bestimmten Ländern, auf Konfrontation angelegte
Vorgehensweisen, die Ausbeutung der Menschenrechte zu po-
litischen Zwecken, das selektive Herausgreifen einzelner Län-
der aus sachfremden Erwägungen und das Messen mit zwei-
erlei Maß bei der Arbeit der Vereinten Nationen in Menschen-
rechtsfragen vermieden werden müssen;

5. bekräftigt, dass die Achtung der politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Vielfalt für alle zur Entwicklung
stabiler und freundschaftlicher Beziehungen zwischen den
Ländern und zu einem ausgewogenen und auf gegenseitiger
Achtung beruhenden internationalen Dialog über die Men-
schenrechte beiträgt;

6. betont, dass es auch weiterhin notwendig ist, unvor-
eingenommene und objektive Informationen über die Men-
schenrechtssituation in allen Ländern zu erhalten, und dass
diese Informationen in unparteiischer Weise dargelegt werden
müssen, namentlich mittels der Berichte der Sonderberichter-
statter und Sonderbeauftragten, unabhängigen Experten und
Arbeitsgruppen;

7. beschließt, diese Frage auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Men-
schenrechte“ zu behandeln.

293 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
294 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
295 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
296 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session,
Supplement No. 53 (A/61/53), erster Teil, Kap. II, Abschn. B, Beschluss
1/103.




